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Die Talsperre Krebsbach, eine ehemalige Brauchwassertalsperre, weist erhebliche 
bauliche Mängel auf und besitzt eine unzureichende Überflutungssicherheit.  
Die Hochwasserschutzwirkung der Talsperre sowie andere Nutzungen  
sind von untergeordneter Bedeutung. Daher wurde ein Planfeststellungsverfahren  
für den Rückbau der Talsperre eingeleitet. Der Rückbau einer  
Talsperre dieser Größenordnung als Baumaßnahme am bzw. im  
Gewässer gemäß Wasserhaushaltsgesetz (WHG), § 31, mit dazugehöriger 
Umweltverträglichkeitsprüfung ist in Deutschland bisher noch nicht durchgeführt 
worden. Wegen der absehbaren Langwierigkeit dieses Genehmigungsverfahrens 
erfolgte zur Beherrschung der Risiken, das heißt zur Minimierung der 
Dammbruchgefahr, eine vorgezogene Teilschlitzung des Absperrbauwerks mit 
Ausbau dieser Schlitzung zu einer provisorischen Hochwasserentlastung. 
Brauchwassertalsperre, Überflutungssicherheit, Teilschlitzung, Rückbau 
1 Einführung 
Die gesellschaftlichen Veränderungen 1989/90 in Ostdeutschland hatten auch 
wesentliche Auswirkungen auf alle Bereiche der Wasserwirtschaft und somit 
auch auf den Betrieb und die Nutzung von Stauanlagen. Der Niedergang der 
wasserintensiv produzierenden und verarbeitenden Industrie und die nahezu 
schlagartige Einstellung der industriemäßigen Produktion in der Landwirtschaft 
führten dazu, dass für eine Vielzahl von Stauanlagen, die bis dato Brauch- und 
Beregnungswasser bereitstellten, deren Bedeutung quasi entfiel. Bei der 
Thüringer Fernwasserversorgung (ehemals Thüringer Talsperrenverwaltung), zu 
deren Anlagenbestand 68 Talsperren, Speicher und Rückhaltebecken in ganz 
Thüringen gehören, waren allein 30 Brauch- und Beregnungswasserspeicher von 
dieser Entwicklung betroffen. Somit wurde es, auch vor dem Hintergrund 
zunehmend knapper werdender öffentlicher Mittel, zu einer vorrangigen 
Aufgabe der Talsperrenunternehmer, für diese Stauanlagen neue sinnvolle und 
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vor allem betriebswirtschaftlich tragbare wasserwirtschaftliche Nutzungen zu 
erschließen und umzusetzen. Diese Zielstellung ist jedoch nicht für alle 
betroffenen Stauanlagen erreichbar. Lassen sich im weitesten Sinne für die 
Daseinsvorsorge keine wasserwirtschaftlichen Begründungen nachweisen bzw. 
stehen diese, wie zum Beispiel bei einer ausschließlich angelfischereilichen 
Freizeitnutzung, in keinem Verhältnis zu den Instandhaltungs- bzw. 
Betriebsaufwendungen, so ist zwangsläufig auch der Rückbau der Stauanlage 
und damit die Wiederherstellung der Durchgängigkeit des Fließgewässers 
gemäß der EU-Wasserrahmenrichtlinie eine Alternative. Grundlagen dafür sind, 
neben dem bereits genannten Aspekt der Daseinsvorsorge, Wirtschaftlichkeits-, 
das heißt Kosten-Nutzen-Analysen. Hat eine Stauanlage noch dazu bauliche 
Defizite und eine unzureichende hydrologische Überflutungssicherheit, die akut 
bauliche Veränderungen erfordern, sind Risikoanalysen nach dem Prinzip der 
technischen und kaufmännischen Vorsicht Maßstab des Handelns für den 
Talsperrenunternehmer bis zu dem Zeitpunkt, an dem mit dem Rückbau die 
vollständige Risikobeseitigung für die Unterlieger erreicht wird. Entscheidet 
sich der Betreiber für einen derartigen Rückbau und damit de facto für die 
Beseitigung eines Staugewässers, ist er nach Wasserhaushaltsgesetz, § 31, 
verpflichtet, dieses im Rahmen eines Planfeststellungsverfahrens mit 
vorgeschalteter schutzgutbezogener Umweltverträglichkeitsuntersuchung nach 
Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz unter Einbeziehung aller Betroffenen und 
der Träger öffentlicher Belange prüfen und bewerten zu lassen. Die öffentlich-
rechtliche Genehmigung in Form des Planfeststellungsbeschlusses kann dann 
mit Auflagen und Nebenbestimmungen versehen werden, um negative 
Auswirkungen des Rückbaus auf einzelne Schutzgüter auszuschließen, zu 
minimieren oder zu kompensieren.  
2 Rückbau der Talsperre Krebsbach in Ostthüringen - erste 
derartige Maßnahme in Deutschland 
2.1 Erläuterungen und Vorgeschichte 
Die Talsperre Krebsbach befindet sich in Ostthüringen im Landkreis Greiz ca.  
7 km nordöstlich der Kreisstadt zwischen den Ortschaften Kleinreinsdorf und 
Teichwolframsdorf. Sie staut den Krebsbach, einen rechten Nebenfluss der 
Weißen Elster, etwa 3,6 km oberhalb seiner Mündung. Die Talsperre wurde von 
1962 bis 1964 nach einem Projekt der SDAG Wismut als Brauchwasserspeicher 
für die Uranaufbereitungsanlage Seelingstädt bei Ronneburg und in geringem 
Umfang für einen Industriebetrieb unterhalb der Talsperre errichtet. Das 
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Absperrbauwerk besteht aus einem über Gründung 18,5 m hohen 
Steinschüttdamm mit zentraler Lehmkerndichtung. Im ursprünglichen 
Ausbauzustand betrug der Stauraum 0,398 Mio. m³. Der Grundablass DN 350 ist 
in einem Betongewölbe, das den Damm im rechten Drittel im Taltiefsten 
rechtwinklig kreuzt, angeordnet. Als Hochwasserentlastung diente eine 
Überfallwand mit Sammelrinne im rechten Hang. Über eine Betonrohrleitung 
DN 1000 sollte das im Projekt und der Wasserrechtlichen 
Nutzungsgenehmigung festgelegte Bemessungshochwasser BHQ = HQ(200) 






Abbildung 1: Talsperre Krebsbach - Luftaufnahme der Gesamtanlage und 
Lageplan der Sperrstelle  
Bereits während des Ersteinstaus traten infolge unzureichender Dichtigkeit des 
Lehmkerns starker Sickerwasseranfall mit Wasseraustritten auf der Luftseite, 
Böschungsrutschungen und Senkungen im Kronenbereich auf. Durch 
nachträgliches Einbringen einer Stahlspundwand aus Larssen V-Profilen in 
Dammachse als neues Primärdichtungselement wurde das Absperrbauwerk 
aufwändig saniert und der Probestau 1969 abgeschlossen. Während eines 
Sommerhochwassers nach Starkniederschlägen am 24. Juni 1975 mit 
nachträglich ermittelten Spitzenzuflüssen von bis zu 19 m³/s kam es wegen der 
unzureichenden Leistungsfähigkeit der Hochwasserentlastung zu einem nicht 
mehr steuerbaren Zwangseinstau bis nahe an die Oberkante des 
Dichtungselementes, wobei das berechnete höchste Stauziel um 0,62 m 
überschritten wurde.  In Auswertung dieses Ereignisses erfolgten 1979 bauliche 
Änderungen an der Hochwasserentlastung sowie 1981 eine neue 
Stauraumeinteilung (Tabelle 1). So wurde das Vollstauziel durch Teilabbruch 
der Überfallwand um 1,0 m reduziert und dadurch ein deutlich größerer 
außergewöhnlicher Hochwasserrückhalteraum eingerichtet. Weiterhin wurde 
eine zusätzliche Stahlrohrleitung DN 800 vom Einlaufbauwerk der 
Hochwasserentlastung bis zum Tosbecken verlegt. 
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Abbildung 2: Talsperre Krebsbach - links: Einlaufbauwerk der 
Hochwasserentlastung im rechten Dammanschluss;  
rechts: Ableitungen DN 1000 (hinten) und DN 800 (vorn) 
In den Folgejahren wurde die Talsperre durch intensive 
Brauchwasserentnahmen regelmäßig deutlich abgesenkt, so dass nahezu ständig 
ein relativ großer Hochwasserrückhalteraum vorhanden war. Deshalb traten 
hinsichtlich der Überflutungssicherheit auch bei Hochwasser- und 
Schneeschmelzereignissen keine kritischen Situationen mehr auf. Bis zum Jahr 
1985 hatte der Brauchwasserbedarf der Wismut eine Größenordnung 
angenommen, die mit der Bereitstellungskapazität der Talsperre Krebsbach nicht 
mehr zu decken war. Die Stauanlage wurde daher aus dem Eigentum der 
Wismut herausgelöst und zum weiteren Betrieb an die 
Wasserwirtschaftsverwaltung (Oberflussmeisterei Gera) übertragen. In den 
Folgejahren bis 1989 wurde die vorhandene Pumpstation mit der 
angeschlossenen Druckleitung und dem Hochbehälter noch in geringem Umfang 
für die Entnahme von Beregnungswasser durch die Landwirtschaft genutzt. 
2.2 Grundlagenuntersuchungen mit Bewertungen der Trag- und 
Überflutungssicherheit (Risikoanalyse) 
Ausgehend von den vor 1990 verbindlich anzuwendenden Technischen Regeln 
(TGL 21239, Blatt 09) ergab sich für die Talsperre Krebsbach (Talsperrenklasse 
II) bereits damals ein dringender Anpassungsbedarf bezogen auf die 
Überflutungssicherheit. Dieser Umstand ist durch die Bearbeitung einer 
Entwurfsplanung für eine neu zu errichtende überlastbare Hochwasserentlastung 
als Hangentlastung mit anschließender Sammel- und Schussrinne 1991 
nochmals bei Zugrundelegung der inzwischen verbindlich anzuwendenden DIN 
19700, Teil 10 und 11, inhaltlich bestätigt worden.  
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Tabelle 1 Talsperre Krebsbach - Veränderungen der Ausbaudaten des  
             Staubeckens nach DIN 4048, Teil 1 in chronologischer Folge 
 bis 1981 bis 1993 bis 2002 seit 2002 
Höchstes Stauziel [m ü NN] 296,80 297,60 297,60 293,50 
Vollstau [m ü NN] 296,50 295,50 295,50 293,00 
Stauziel [m ü NN] 296,00 295,50 293,00 293,00 
Absenkziel [m ü NN] 287,70 287,70 287,70 287,70 
Gesamtstauraum [Mio. m³] 0,427 0,499 0,499 0,182 
Stauraum [Mio. m³] 0,398 0,317 0,317 0,156 
Nutzraum [Mio. m³] 0,423 0,495 0,495 0,178 
außergew. HW-
Rückhalteraum 
[Mio. m³] 0,027 0,182 0,182 0,026 
gewöhnl. HW-Rückhalteraum [Mio. m³] 0,042 0 0,161 0 
Betriebsraum [Mio. m³] 0,352 0,313 0,152 0,152 
Totraum [Mio. m³] 0,004 0,004 0,004 0,004 
Seitens der Aufsichtsbehörde wurde daraufhin 1993 als Sofortmaßnahme bis zu 
einer dauerhaften baulichen Ertüchtigung der Hochwasserentlastung oder einer 
durch veränderte Stauraumeinteilung zu gewährleistenden und den technischen 
Vorschriften entsprechenden Überflutungssicherheit eine deutliche 
Stauzielbegrenzung auf die Höhe 293,00 m ü NN verfügt. Da keine 
verlässlichen und nachprüfbaren Unterlagen zur tatsächlichen hydraulischen 
Leistungsfähigkeit der vorhandenen Hochwasserentlastung und zur 
Überflutungssicherheit vorlagen, wurde die Ermittlung einer die besonderen 
baulich-konstruktiven Gegebenheiten des Einlaufbauwerks der 
Hochwasserentlastung berücksichtigenden Wasserstands-Abfluss-Beziehung im 
Hydrolabor Schleusingen der Bauhausuniversität Weimar und die Erarbeitung 
eines hydrologischen Gutachtens zur Bestimmung der hydrologischen 
Bemessungsgrößen nach DIN 19700 auf der Grundlage eines die 
Besonderheiten des Einzugsgebietes berücksichtigenden Niederschlags-Abfluss-
Modells in Auftrag gegeben. Nach Vorlage dieser Grundlagendaten und im 
Ergebnis der damit durchgeführten Retentionsberechnungen mit verschiedenen  
Anfangsfüllungsständen der Talsperre (Tabelle 3) musste festgestellt werden, 
dass selbst bei leerem Staubecken, auch bei Ansatz der niedrigeren DIN-
Kriterien für Hochwasserrückhaltebecken, mit der vorhandenen 
Hochwasserentlastung das Bemessungshochwasser nicht schadlos abgeführt 
werden kann, ohne dass es zu einem Überstau der Oberkante des 
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Tabelle 2 Talsperre Krebsbach - hydrologische Bemessungsgrößen aus 
            Niederschlags-Abfluss-Modell  
HQ(T) [a] 1 2 5 10 20 50 100 200 500 1000 
Q [m³/s] 1,69 3,90 6,95 9,36 11,71 14,71 17,13 19,45 22,53 24,85 
Fülle [Mio. m³] 0,084 0,166 0,278 0,366 0,453 0,563 0,652 0,737 0,850 0,935 






































*) BHQ2 im Hochwasserbemessungsfall 2 = HQ(5000) 
Vorsorglich erließ die Aufsichtsbehörde nach Kenntnisnahme dieser Ergebnisse 
gegen den Betreiber eine Anordnung zur Gefahrenabwehr nach Thüringer 
Wassergesetz, § 84. Ausgehend von diesem Erkenntnisstand und dem von der 
Stauanlage ausgehenden und nunmehr quantifizierten Gefahrenpotenzial 
entschloss sich der Betreiber, den Rückbau der Stauanlage ernsthaft in 
Erwägung zu ziehen und eingehender zu untersuchen. Dazu wurde im Rahmen 
einer vertiefenden Risikoanalyse und als Entscheidungsgrundlage eine 
Variantenuntersuchung zur baulichen Ertüchtigung oder dem Rückbau der 
Stauanlage in Form einer erweiterten Vorplanung erarbeitet. Hierbei erfolgte 
auch eine umfassende Zustandsanalyse aller Bauwerksteile, Mess- und 
Betriebseinrichtungen der Talsperre mit Herausarbeitung des Sanierungs- und 
Anpassungsbedarfs und der dazugehörigen Kostenschätzung. 
Tabelle 3 Talsperre Krebsbach - Ergebnisse der Retentionsberechnungen 
             mit verschiedenen Anfangsfüllungsständen (ohne Berücksich- 
             tigung der provisorischen Hochwasserentlastung)  
sich maximal einstellender Speicherinhalt bei Anfangsfüllung von 
HQ(T) 0,004 Mio. m³ 
287,70 m ü NN 
0,156 Mio. m³ 
293,00 m ü NN 
0,317 Mio. m³  
295,50 m ü NN 
HQ(100) 0,410 Mio. m³ 296,64 m ü NN 
0,487 Mio. m³  
297,37 m ü NN 
0,570 Mio. m³ 
298,10 m ü NN 
HQ(200) 0,448 Mio. m³ 297,01 m ü NN 
0,533 Mio. m³  
297,80 m ü NN 
0,609 Mio. m³ 
298,50 m ü NN 
HQ(500) 0,509 Mio. m³ 297,57 m ü NN 
0,600 Mio. m³  
298,42 m ü NN  
HQ(700)  0,532 Mio. m³ 297,80 m ü NN   
(kursiv  = potenzielle Versagensfälle durch Überströmung der Oberkante des Dichtungselements auf Höhe 
 297,80 m ü NN) 
Für die Bewertung der Variante „Rückbau“ wurde von einer nahezu 
vollständigen Wiederherstellung der Durchgängigkeit des Fließgewässers, einer 
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Umgestaltung des Stauraumes zu einer naturnahen Auenlandschaft sowie einem 
großräumigen Abtrag des Absperrbauwerks und der Beseitigung aller 
Betriebseinrichtungen ausgegangen.  
2.3 Planfeststellungsantrag zum Rückbau der Talsperre Krebsbach 
Nach fachlicher, technischer und betriebswirtschaftlicher Bewertung aller 
vorliegenden Untersuchungsergebnisse stellte sich der Rückbau der Stauanlage 
als technisch durchführ- und vertretbare und als wirtschaftlichste Variante 
heraus, zumal durch die oben genannte Zustandsanalyse zahlreiche weitere 
bauliche Mängel und Sicherheitsdefizite herausgearbeitet worden sind (nicht 
ausreichende Stabilität der luft- und wasserseitigen Böschungen, 
unterbemessenen Bewehrung im Grundablassgewölbe, Grundbruchgefahr im 
luftseitigen Vorland usw.). Der Betreiber unterrichtete daher im Jahr 1997 die 
Behörden vom beabsichtigten Rückbau und begann mit der Einleitung  der 
notwendigen Verfahrensschritte und der Voruntersuchungen zu einem 
entsprechenden Planfeststellungsverfahren. Nach einem Scoping-Verfahren zur 
Definition und verbindlichen Festlegung des Untersuchungsrahmens für die 
einzelnen relevanten Schutzgüter wurden die Felduntersuchungen und die 
Datenerhebungen die für die Umweltverträglichkeitsuntersuchungen über eine 
Vegetationsperiode hinweg ausgeführt und die Ergebnisse als Beschreibung des 
Ist-Zustandes sowie die Umweltauswirkungen des Rückbauvorhabens 
vergleichend bewertet. Zusätzlich erfolgten die Erarbeitungen der technischen 
Genehmigungsplanung und des landschaftspflegerischen Begleitplanes. Der 
Planfeststellungsantrag wurde nach Vorlage aller relevanten Unterlagen im 
März 2000 bei der verfahrensführenden Unteren Wasserbehörde des 
Landratsamtes Greiz eingereicht. Damit wurde gleichzeitig der ergangenen 
Anordnung der Aufsichtsbehörde zur Einleitung von Maßnahmen zur 
Gefahrenabwehr Folge geleistet. 
3 Teilschlitzung des Absperrdammes zur temporären 
Risikominderung  
3.1 Veranlassung 
Wegen des Pilotcharakters des Planfeststellungsverfahrens für den Rückbau 
einer Stauanlage und des daher zeitlich nicht kalkulierbaren 
Verfahrensabschlusses, musste wegen der weiter bestehenden baulichen 
Sicherheitsdefizite und der Unterbemessung der Hochwasserentlastung etwas 
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unternommen werden. Die Thüringer Fernwasserversorgung entschloss sich, zur 
Gefahrenabwehr eine vorgezogene Schlitzung des Dammes bis zur Talsohle vor 
dem Abschluss des Planfeststellungsverfahrens zu beantragen. Dieser Antrag 
wurde mit dem Hinweis, dass damit eine Vorwegnahme der Hauptsache 
(Rückbau) vor Abschluss des Verfahrens erreicht würde, abgelehnt. Stattdessen 
wurde die Erarbeitung einer mit den Katastrophenschutzbehörden abgestimmten 
Havarie- und Warnordnung mit Notfallkonzept für den Fall eines drohenden 
Dammbruches bei Zwangseinstau gefordert. Da mit diesem Dokument jedoch 
nur eine sehr eingeschränkte und theoretische Risikominderung für die 
Unterlieger erreicht werden konnte (z. B. sollte die Dammschlitzung erst bei 
Eintritt einer Gefahrensituation durchgeführt werden), wurde der 
Aufsichtsbehörde daraufhin vom Betreiber zur temporären Verringerung der 
Gefahr der Überströmung des Staudammes und zur Verminderung der 
Belastungen auf das Bauwerk eine Teilschlitzung des Dammes bis zur Höhe der 
behördlicherseits verfügten Stauzielbegrenzung von 293,00 m ü NN mit 
Nachdruck als Sofortmaßnahme vorgeschlagen. Diesem Antrag wurde, nach viel 
Überzeugungsarbeit des Talsperrenbetreibers, mit Nebenbestimmungen und der 
Auflage des Sofortvollzuges mit einer weiteren Anordnung zur Gefahrenabwehr 
im August 2001 schließlich zugestimmt. 
3.2 Entwurfs- und Bemessungsgrundlagen der Dammschlitzung und deren 
Ausbau zu einer provisorischen Hochwasserentlastung 
Grundanliegen der Teilschlitzung war es, einen unkontrollierbaren 
Zwangseinstau über die festgelegte Stauzielbegrenzung hinaus weitestgehend 
auszuschließen und die Scharte dabei gleichzeitig als neue 
Hochwasserentlastung für eine begrenzte Betriebszeit (bis zum Abschluss des 
Planfeststellungsverfahrens und dem Baubeginn für den Rückbau) auszubauen. 
Als Bemessungshochwasser wurde das HQ(100) vorgegeben, das mit einer 
maximalen Überfallhöhe von 0,5 m abzuführen ist. Hieraus ergab sich eine 
erforderliche Breite des Einschnitts von 30 m, die trapezförmig im linken 
Hanganschluss des Dammes positioniert wurde (Tabelle 4). Im Dialog mit der 
Genehmigungsbehörde wurde ein fester breitkroniger Überfall mit 
anschließendem Rauhbettgerinne auf der Dammluftseite, Sammelbecken und 
Ableitungsstrecke gewählt. Der Vorzug dieser Lösung besteht darin, dass 
einerseits das bei der Herstellung der Scharte gewonnene Gestein der 
Erosionsschutzschicht für die Herstellung des Rauhbettes wiederverwendet 
werden konnte und andererseits darin, dass bereits mit Hilfe der Rauhigkeit der 
Steinpackung des Gerinnes die Energieumwandlung des abzuführenden 
Hochwassers zuverlässig realisiert wird. Aufwändige und kostenintensive 
Energieumwandlungsanlagen (Tosbecken) waren somit nicht notwendig. Zur 
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zusätzlichen Stabilisierung wurden die Porenräume des Rauhbettes in der 
profilierten Mittelwasserrinne, die seitlichen Böschungsanschlüsse und vier 
bogenförmig gekrümmte Strebenbereiche mit Betonverguss verklammert. Das 
Ableitungsgerinne zum Unterlauf wurde im anstehenden Gelände ausgehoben 
und der Aushub als parallele Eindeichung wieder eingebaut. Eine Befestigung 
erfolgte nicht, eventuelle Erosionen und Auskolkungen werden im Hinblick auf 
den provisorischen Charakter in Kauf genommen. Um die mögliche 
tragsicherheitsbeeinträchtigende Beeinflussung und Überlastung des 
Dränagesystems des Dammes durch Sickerwasser, das im Betriebsfall aus dem 
Rauhbettgerinne in den luftseitigen Stützkörper des Absperrbauwerks 
eindringen könnte, auszuschließen, wurde eine Basisabdichtung des Gerinnes 
aus im Deponiebau verwendeter PE-HD-Dichtungsfolie vorgesehen. 
Tabelle 4 Talsperre Krebsbach - technische Daten der provisorischen 
            Hochwasserentlastung 
Bauwerkstyp: Dammscharte mit festem Überfall und anschließendem 
Rauhbettgerinne, Sammelbecken und Ableitungsstrecke 
Bauweise der Rampe: Natursteinpackung, bereichsweise Betonverklammerung 
Regeleinrichtungen: Mittelwasserrinne, Breite 3,00 m, Tiefe 0,30 m,  
verschließbar mit 2 Dammbalken 
Höhenlage der Scharte: 293,00 m ü NN, 5,50 m unter Dammkrone, 
Mittelwasserrinne 292,70 m ü NN 
Bemessungs-
hochwasserabfluss: 
BHQ = HQ(100) = 17,1 m³/s 
gemäß Anordnung der Aufsichtsbehörde  
[gefordertes BHQ nach E-DIN 19700, Teil 11, für TS der Klasse 2: 
HQ(500)/HQ(5000)] 
nutzbare Überfallbreite: 30,00 m 
maximal zugelassene 
Überfallhöhe bei BHQ: 
0,50 m 
Der Anschluss der verschweißten Dichtungsbahnen erfolgt mit Hilfe von 
standardisierten Klemmkonstruktionen oberwasserseitig an den auf die 
Stahlspundwand in Dammachse aufgesetzten Überfallbalken und 
unterwasserseitig an eine tiefgegründete Winkelstützmauer aus 
Stahlbetonfertigteilen. Diese Herdmauer soll bei einer Überlastung der 
provisorischen Hochwasserentlastung (HQ > BHQ) in Verbindung mit der 
Foliendichtung eine nicht auszuschließende rückschreitende Erosion des 
Absperrbauwerks verhindern. Nach einer sehr kurzen Planungs- und 
Genehmigungsphase folgte wegen der Eilbedürftigkeit ein beschleunigtes 
Vergabeverfahren als Beschränkte Ausschreibung nach VOB. 
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3.3 Bauausführung 
Der Baubeginn erfolgte Anfang November 2001 im Schutz einer bauzeitlichen 
Teilabsenkung. Nach dem Abziehen des Mutterbodens und der Gewinnung der 
zum Wiedereinbau vorgesehenen wasserseitigen Erosionsschutzschicht im 
Schartenbereich wurde die Spundwand luft- und wasserseitig mit schwerer 
Erdbautechnik freigelegt. Zum Massentransport des Aushubs zur Massenkippe 
am luftseitigen linken Hang kamen ausschließlich Bagger und Raupen mit 
Kettenfahrwerk zum Einsatz. Nach dem Freilegen der Spundwand und der 
Profilierung des trapezförmigen Einschnittes wurden die freistehenden 
Doppelbohlen der Spundwand durch Brennschnitte abgetrennt und aus den noch 
funktionstüchtigen Schlössern gezogen. Nachfolgend wurden die Beton- und 
Tiefbauarbeiten für den Überfallbalken auf den freiliegenden Spundwandköpfen 
im Einschnitt, die unterwasserseitige Winkelstützmauer und die Profilierung des 







Abbildung 3: Talsperre Krebsbach - Bauarbeiten zur Errichtung der 
provisorischen Hochwasserentlastung 
Nach Einbringen der Bettungsschichten und dem bahnenweisen Verlegen und 
Verschweißen der Foliendichtung erfolgte das ausschließlich manuell zu 
realisierende hohlraumarme Versetzen der Steinpackung des Rauhgerinnes, 
wiederum auf einer Trag- und Schutzschicht aus abgestuftem suffosions- und 
erosionsbeständigem Splitt auf Geotextil. Im letzten Bauabschnitt wurden die 
Betonverklammerungen vorgenommen, das Ableitungsgerinne ausgehoben und 
die Massenkippe und das Baufeld konturiert sowie der Durchlass als 
Stahlbetonfertigteil eingebaut und die Straßenverbindung zum Dienstgebäude 
wieder hergestellt. Am 21. Dezember 2001 nach nur 33 Tagen Bauzeit waren die 
Bauarbeiten nach teilweise widrigen Witterungsbedingungen abgeschlossen und 
die provisorische Hochwasserentlastung betriebsbereit fertiggestellt.  
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Bereits unmittelbar nach Fertigstellung ist die Hochwasserentlastung bei 
erhöhten Zuflüssen nach Schneeschmelzen in Betrieb gegangen. Bisher ist die 
Anlage mehrfach mit maximalen Wassermengen von bis zu 3,0 m³/s ≈ HQ(2), 
also Überläufen weit unterhalb des BHQ, beaufschlagt worden. Hierbei hat die 
Gesamtanlage ihre Funktionstüchtigkeit nachgewiesen. Am Rauhbettgerinne 
und am Sammelbecken sind bisher keine Schäden aufgetreten. Die 
Energieumwandlung und die turbulente Belüftung des Überfallstrahls auf der 













Abbildung 4: Talsperre Krebsbach - provisorische Hochwasserentlastung 
nach der Fertigstellung und unter Betriebsbedingungen bei 
ca. 3 m³/s Abgabe 
Die im unbefestigten Ableitungsgerinne prognostizierten Erosionen und 
Auskolkungen werden bedarfsweise durch den Einbau von großformatigen 
Wasserbausteinen saniert und stabilisiert. 
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4 Zusammenfassung 
Am Beispiel der für den Rückbau vorgesehenen Talsperre Krebsbach wurde 
aufgezeigt, wie mit Risikoanalysen, bezogen auf die anerkannten Regeln der 
Technik und unter Einbeziehung von Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen, 
notwendige Maßnahmen optimiert wurden. Im konkreten Fall entschloss sich 
der Betreiber aus betriebswirtschaftlichen Erwägungen, den Rückbau der 
Stauanlage vorzubereiten und umzusetzen. Als Instrument des 
Risikomanagements wurde dargestellt, wie bis zur Erlangung der Genehmigung 
für den Rückbau der Stauanlage mit wirtschaftlich vertretbaren Maßnahmen 
vorhandene technische Mängel, behördlicherseits sanktioniert, abgemindert 
werden konnten. Es wird dabei gleichfalls deutlich zum Ausdruck gebracht, dass 
von Behörden zur Verbesserung der Überflutungs- bzw. Tragsicherheit verfügte 
Stauhöhenbegrenzungen für den in konkreter Verantwortung stehenden 
Talsperrenbetreiber kein Mittel der Risikominimierung darstellen, da diese vor 
allem in Extremsituationen nicht einhaltbar sind. Hier bedarf es seitens des 
Talsperrenbetreibers im eigenen Interesse konsequenter Einflussnahme auf das 
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